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1. Einleitung / Gegenstand 

Dieses Merkblatt behandelt die Voraussetzungen und Berechnungsmodalitäten für 
die Besteuerung nach dem Aufwand. 
 
Der Bundesrat hat für die Erhebung der Steuer nach dem Aufwand am 20. Februar 
2013 die Verordnung über die Besteuerung nach dem Aufwand bei der direkten 
Bundessteuer vom 15. März 1993 ersetzt. Die Eidgenössische Steuerverwaltung 
(ESTV) hat mit dem Kreisschreiben Nr. 9 vom 3. Dezember 1993 die ursprüngliche 
Verordnung näher erläutert. Zurzeit ist ein neues Kreisschreiben in Bearbeitung. 
 
Die Verordnung des Bundesrats sowie das Kreisschreiben der ESTV finden für die 
Besteuerung nach dem Aufwand bei den Kantons- und Gemeindesteuern sinnge-
mäss Anwendung. Im Unterschied zur direkten Bundessteuer, welche keine Vermö-
genssteuer kennt, ist jedoch bei den Kantons- und Gemeindesteuern auch ein dem 
Aufwand entsprechendes Vermögen festzulegen. 
 

2. Gesetzliche Grundlagen 

Die kantonale gesetzliche Bestimmung lehnt sich an Art. 6 StHG und Art. 14 DBG 
an. 
 
§ 24 StG 
1 Natürliche Personen haben das Recht, an Stelle der Einkommens- und Vermö-
genssteuer eine Steuer nach dem Aufwand zu entrichten, wenn sie: 
 
a) nicht das Schweizer Bürgerrecht haben;  
b) erstmals oder nach mindestens zehnjähriger Unterbrechung unbeschränkt steuer-

pflichtig (§ 16) sind; und  
c) in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben.  
 
2 …   
 
2bis Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, müssen beide 
die Voraussetzungen gemäss Absatz 1 erfüllen. 
 
3 Die an Stelle der Einkommenssteuer zu entrichtende Steuer bemisst sich nach den 
jährlichen, in der Bemessungsperiode im In- und Ausland entstandenen Lebenshal-
tungskosten der steuerpflichtigen Person und der von ihr unterhaltenen Personen, 
mindestens aber nach dem höchsten der folgenden Beträge: 
 
a) Fr. 400'000.–;  
b) für Steuerpflichtige mit eigenem Haushalt: dem Siebenfachen des jährlichen Miet-

zinses oder des Mietwerts gemäss § 30 Abs. 1 lit. b;  
c) für die übrigen Steuerpflichtigen: dem Dreifachen des jährlichen Pensionspreises 

für Unterkunft und Verpflegung am Ort des Aufenthalts gemäss § 16.  
d) …  
e) …  
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f) …  
 
4 Die an Stelle der Vermögenssteuer zu entrichtende Steuer bemisst sich nach einem 
steuerbaren Vermögen, das mindestens dem Zwanzigfachen der Bemessungsgrund-
lage gemäss Absatz 3 entspricht. 
 
5 Die Steuer nach dem Aufwand berechnet sich gemäss den ordentlichen Steuertari-
fen, muss aber mindestens gleich hoch sein wie die Summe der gemäss diesen Tari-
fen berechneten Einkommens- und Vermögenssteuer vom gesamten Bruttobetrag 
 
a) des in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögens und von dessen Ein-

künften;  
b) der in der Schweiz gelegenen Fahrnis und von deren Einkünften;  
c) des in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermögens, einschliesslich der 

grundpfändlich gesicherten Forderungen, und von dessen Einkünften; 
d) der in der Schweiz verwerteten Urheberrechte, Patente und ähnlichen Rechte und 

von deren Einkünften;  
e) der Ruhegehälter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen Quellen flies-

sen;  
f) der Einkünfte, für welche die steuerpflichtige Person aufgrund eines von der 

Schweiz abgeschlossenen Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
gänzliche oder teilweise Entlastung von ausländischen Steuern beansprucht. 

 
6 Werden Einkünfte aus einem Staat nur dann von dessen Steuern entlastet, wenn 
die Schweiz diese Einkünfte allein oder mit anderen Einkünften zum Satz des Ge-
samteinkommens besteuert, so wird die Steuer nicht nur gemäss den in Absatz 5 be-
zeichneten Einkünften, sondern auch gemäss allen aufgrund des betreffenden Dop-
pelbesteuerungsabkommens der Schweiz zugewiesenen Einkommensbestandteilen 
aus dem Quellenstaat bemessen. 
 
§ 267a StG 
1 Für natürliche Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung vom 
25. August 2015 nach dem Aufwand besteuert wurden, gilt während fünf Jahren wei-
terhin § 24 des bisherigen Rechts. 
 

§ 5 StGV 
1 Bei der Festlegung des dem Aufwand entsprechenden Einkommens findet die Ver-
ordnung über die Besteuerung nach dem Aufwand bei der direkten Bundessteuer 
vom 20. Februar 2013 sinngemäss Anwendung. 
 
Art. 14 DBG 
1 Natürliche Personen haben das Recht, anstelle der Einkommenssteuer eine Steuer 
nach dem Aufwand zu entrichten, wenn sie: 
 
a. nicht das Schweizer Bürgerrecht haben; 
b. erstmals oder nach mindestens zehnjähriger Unterbrechung unbeschränkt steuer-

pflichtig (Art. 3) sind; und 
c. in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben. 
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2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, müssen beide 
die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllen. 
 
3 Die Steuer wird nach den jährlichen, in der Bemessungsperiode im In- und Ausland 
entstandenen Lebenshaltungskosten der steuerpflichtigen Person und der von ihr 
unterhaltenen Personen, mindestens aber nach dem höchsten der folgenden Beträ-
ge bemessen: 
 
a. 400 000 Franken; 
b. für Steuerpflichtige mit eigenem Haushalt: dem Siebenfachen des jährlichen Miet-

zinses oder des Mietwerts nach Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe b; 
c. für die übrigen Steuerpflichtigen: dem Dreifachen des jährlichen Pensionspreises 

für Unterkunft und Verpflegung am Ort des Aufenthalts nach Artikel 3; 
d. der Summe der Bruttoerträge: 

1. der Einkünfte aus dem in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögen, 
2. der Einkünfte aus der in der Schweiz gelegenen Fahrnis, 
3. der Einkünfte aus dem in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalver-

mögen, einschliesslich der grundpfändlich gesicherten Forderungen, 
4. der Einkünfte aus den in der Schweiz verwerteten Urheberrechten, Patenten 

und ähnlichen Rechten, 
5. der Ruhegehälter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen Quellen 

fliessen, 
6. der Einkünfte, für die die steuerpflichtige Person aufgrund eines von der 

Schweiz abgeschlossenen Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung gänzlich oder teilweise Entlastung von ausländischen Steuern bean-
sprucht. 

 

3. Subjektive Voraussetzungen für die Besteuerung nach dem Aufwand 

3.1 Zuzug 
Das Recht, die Steuer nach dem Aufwand zu entrichten, haben steuerpflichtige Per-
sonen, die erstmals oder nach mindestens zehnjähriger Landesabwesenheit steuer-
rechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz nehmen. 
 
Das gleiche Recht steht steuerpflichtigen Personen zu, die aus einem anderen Kan-
ton zuziehen, wenn sie im anderen Kanton bereits nach dem Aufwand im Sinne von 
Art. 14 DBG besteuert worden sind und die gesetzlichen Voraussetzungen weiterhin 
erfüllen. 
 
Auch natürliche Personen, welche bisher auf Grund wirtschaftlicher Zugehörigkeit in 
der Schweiz bereits beschränkt steuerpflichtig waren, können nach dem Aufwand 
besteuert werden, wenn sie Wohnsitz im Kanton Aargau nehmen. 
 

3.2 Ausschluss der Erwerbstätigkeit in der Schweiz 
Anspruch auf Besteuerung nach dem Aufwand haben lediglich steuerpflichtige Per-
sonen, die in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben. 
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Eine die Besteuerung nach dem Aufwand ausschliessende Erwerbstätigkeit übt aus, 
wer in der Schweiz einer Haupt- oder Nebenerwerbstätigkeit nachgeht. Dies trifft 
auch zu auf Künstlerinnen und Künstler, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, 
Erfinderinnen und Erfinder, Sportlerinnen und Sportler sowie Verwaltungsrätinnen 
und Verwaltungsräte, die in der Schweiz persönlich zu Erwerbszwecken tätig sind. 
 
Nicht relevant ist jedoch, ob die steuerpflichtige Person früher eine Erwerbstätigkeit 
in der Schweiz ausgeübt hat, wenn sie erstmals oder nach einer Landesabwesenheit 
von mindestens 10 Jahren in der Schweiz Wohnsitz nimmt und vom Zeitpunkt der 
Rückkehr an keine Erwerbstätigkeit in der Schweiz mehr ausübt. 
 
Mit der Aufnahme oder Weiterführung einer Tätigkeit ausserhalb der Schweiz verliert 
die steuerpflichtige Person das Recht auf die Besteuerung nach dem Aufwand nicht. 
 
Nimmt die steuerpflichtige Person in der Schweiz eine Erwerbstätigkeit auf, erlischt 
das Recht auf Besteuerung nach dem Aufwand ab Beginn der Steuerperiode, in der 
die Erwerbstätigkeit aufgenommen wird. 
 

3.3  Recht auf Besteuerung nach dem Aufwand 
3.3.1 Personen mit Schweizer Bürgerrecht 
Personen mit Schweizer Bürgerrecht steht das Recht auf Besteuerung nach dem 
Aufwand nicht zu. Schweizerische Staatsangehörige, welche auch das Bürgerrecht 
eines anderen Staates besitzen (Doppelbürger), gelten als Personen mit Schweizer 
Bürgerrecht. 
 
3.3.2 Personen ohne Schweizer Bürgerrecht 
Personen ohne Schweizer Bürgerrecht haben Anspruch auf Besteuerung nach dem 
Aufwand – grundsätzlich für unbeschränkte Zeit. Ein Anspruch auf Besteuerung nach 
Aufwand für unbeschränkte Zeit besteht auch dann, wenn die Kinder der steuer-
pflichtigen Person das Schweizer Bürgerrecht besitzen. 
 
3.3.3 Gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten 
Gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten haben gemeinsamen Anspruch auf die Be-
steuerung nach dem Aufwand, wenn 
 

• beide Ehegatten die vorstehenden Voraussetzungen erfüllen; 
• keiner der Ehegatten das Schweizer Bürgerrecht besitzt. 
 

3.4 Beginn und Ende der Besteuerung nach dem Aufwand 
Das Recht auf die Besteuerung nach dem Aufwand entsteht, sofern die übrigen  
Voraussetzungen erfüllt sind, bei Beginn der Steuerpflicht auf Grund persönlicher 
Zugehörigkeit (Wohnsitz oder steuerrechtlicher Aufenthalt im Kanton). 
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Die Bemessung des steuerbaren Einkommens im Zuzugsjahr erfolgt nach § 58  
Abs. 3 StG und die Bemessung des steuerbaren Vermögens nach § 60 Abs. 3 StG. 
 
Das Recht auf die Besteuerung nach dem Aufwand erlischt, wenn die steuerpflichtige 
Person die subjektiven Voraussetzungen nicht mehr erfüllt, wie folgt: 
 

• bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit in der Schweiz auf den Beginn der Steuer-
periode, in welcher die Erwerbstätigkeit aufgenommen wird; 

• bei Erwerb des Schweizer Bürgerrechts auf den Beginn der Steuerperiode, in 
welcher die  Einbürgerung erfolgt.  

 

4. Objektive Voraussetzungen für die Besteuerung nach dem Aufwand 

4.1 Allgemeines 
Die Steuer nach dem Aufwand wird grundsätzlich nach den im In- und Ausland ent-
standenen Lebenshaltungskosten der steuerpflichtigen Personen und der von ihnen 
unterhaltenen Personen berechnet. Die Lebenshaltungskosten betragen mindestens 
das Siebenfache des Mietzinses oder des Marktmietwerts des eigenen Hauses oder 
das Dreifache des Pensionspreises für Unterkunft und Verpflegung (siehe Ziffer 4.3 
nachfolgend). 
 
Im Sinne einer Kontrollrechnung und zur Gewährleistung einer Minimalbesteuerung 
bestimmt § 24 Abs. 5 StG, dass die auf der Grundlage des Lebensaufwands berech-
nete Steuer vom Einkommen und Vermögen gewisse Mindestwerte nicht unter-
schreiten darf. 
 
Zur Ermittlung des für die Steuerveranlagung massgeblichen Einkommens und Ver-
mögens ist daher für jede Steuerperiode die Einkommens- und Vermögenssteuer 
nach den Lebenshaltungskosten mit der sich aus der Kontrollrechnung ergebenden 
Einkommens- und Vermögenssteuer zu vergleichen. Für die Steuerfestsetzung ist 
sodann der höhere Gesamtbetrag massgebend. 
 

4.2 Festsetzung der Lebenshaltungskosten 
Als steuerbarer Aufwand gilt der Gesamtbetrag der jährlichen Kosten der Lebenshal-
tung, die die steuerpflichtige Person im In- und Ausland für sich und für die von ihr 
unterhaltenen, in der Schweiz lebenden Personen aufwendet. Darunter fallen insbe-
sondere die Kosten für 
 

• Verpflegung und Kleidung; 
• Unterkunft, einschliesslich Ausgaben für Heizung, Reinigung, Gartenunterhalt 

usw.; 
• Bar- und Naturalleistungen an das Personal im Haushalt der steuerpflichtigen 

Person; 
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• Bildung, Unterhaltung, Sport usw.; 
• Reisen, Ferien, Kuraufenthalte usw.; 
• die Haltung von aufwendigen Haustieren (Reitpferde usw.); 
• den Unterhalt von Autos, Booten, Flugzeugen usw. 
 

Zum steuerbaren Aufwand gehören auch die Lebenshaltungskosten, die der Ehegat-
te und die Kinder unter elterlicher Sorge aus eigenen Mitteln bestreiten, sofern sie in 
der Schweiz leben. 
 

4.3 Massgeblicher Mindestaufwand 
Als massgeblicher Mindestaufwand gelten die nachfolgenden Ansätze. 
 
4.3.1 Steuerpflichtige mit eigenem Haushalt 
Als massgebender Mindestaufwand gilt das Siebenfache des Mietzinses oder des 
Mietwerts des eigenen Hauses oder der Wohnung im eigenen Haus, in jedem Fall 
jedoch ein steuerbares Einkommen von 400'000 Franken. 
 
Als Mietzins gilt die tatsächlich bezahlte Miete ohne Heizungskosten. Steht die ge-
mietete Wohnung oder das gemietete Haus im Eigentum einer der steuerpflichtigen 
Person nahestehenden natürlichen oder juristischen Person, ist jener Betrag anzu-
rechnen, den eine Drittperson für die Miete bezahlen müsste (Marktmietwert). 
 
Als Mietwert des eigenen Hauses oder der eigenen Wohnung ist der Betrag einzu-
setzen, den die steuerpflichtige Person als Mietzins für ein gleichartiges Objekt an 
gleicher Wohnlage zu bezahlen hätte (Marktmietwert). 
 
Hat die steuerpflichtige Person in der Schweiz mehrere Liegenschaften zu ihrer Ver-
fügung, so ist der Berechnung der höchste Mietzins bzw. Mietwert zu Grunde zu le-
gen. 
 
4.3.2 Übrige Steuerpflichtige 
Als massgeblicher Aufwand gilt das Dreifache des Pensionspreises für Unterkunft 
und Verpflegung, in jedem Fall jedoch ein steuerbares Einkommen von 400'000 
Franken. 
 
Als jährlicher Pensionspreis gelten die gesamten Auslagen für Unterkunft und Ver-
pflegung in Hotels, Pensionen und dergleichen, einschliesslich der Kosten für Ge-
tränke, Heizung, Bedienung usw. 
 

4.4 Festsetzung des dem Aufwand entsprechenden Vermögens 
Zur Finanzierung der Lebenshaltungskosten ist grundsätzlich in- oder ausländisches 
Vermögen notwendig. Daraus ergibt sich, dass das zur Finanzierung der Lebenshal-
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tungskosten notwendige Vermögen durch Kapitalisierung des Totals der effektiv oder 
gemäss Kontrollrechnung pauschal festgelegten Lebenshaltungskosten bestimmt 
wird. 
 
Dabei ist der zu kapitalisierende Betrag um die nicht aus Vermögenswerten stam-
menden Einkünfte, wie beispielsweise in- oder ausländische Renten, zu reduzieren. 
Keine Reduktion erfolgt hingegen für die in der Schweiz nicht angerechneten Ein-
künfte aus einer ausländischen Erwerbstätigkeit. 
 
Der Kapitalisierungssatz beträgt mindestens das Zwanzigfache der Einkommensbe-
messungsgrundlage. Das steuerbare Vermögen beträgt somit mindestens 8'000'000 
Franken. 
 

5. Kontrollrechnung (Mindeststeuer) 

5.1 Kontrollrechnung für die Einkommenssteuer 
Für die Kontrollrechnung werden die Bruttoerträge der folgenden Einkünfte der steu-
erpflichtigen Personen und ihrer Kinder unter elterlicher Sorge herangezogen. 
 
Aus inländischen Quellen: 
 

• aus dem in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögen; 
• aus der in der Schweiz gelegenen Fahrnis; 
• aus dem in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermögen, mit Ein-

schluss der Einkünfte aus grundpfändlich gesicherten Forderungen; 
• aus den in der Schweiz verwerteten immateriellen Rechten; 
• die aus schweizerischen Quellen fliessenden Ruhegehälter, Renten und Pensi-

onen. 
 
Als Einkünfte aus in der Schweiz angelegtem beweglichem Kapitalvermögen gelten 
Erträge aus Wertschriften und Guthaben, die der schweizerischen Verrechnungs-
steuer unterliegen, Erträge aus anderen Forderungen und Guthaben gegenüber in 
der Schweiz wohnhaften Schuldnerinnen und Schuldnern sowie aus Forderungen, 
die durch schweizerische Grundstücke oder durch Verpfändung schweizerischer 
Grundpfandtitel sichergestellt sind. 
 
Aus ausländischen Quellen: 
 

• die Einkünfte, für welche die steuerpflichtige Person auf Grund eines von der 
Schweiz abgeschlossenen Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung gänzliche oder teilweise Entlastung von ausländischen Steuern bean-
sprucht. 
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Von diesen Bruttoeinkünften sind lediglich folgende Abzüge zulässig: 
 

• die Kosten für den Unterhalt und die Verwaltung von in der Schweiz gelegenem 
unbeweglichem Vermögen; 

• die Kosten für die allgemein übliche Verwaltung von Wertschriften und Gutha-
ben, deren Erträge besteuert werden. 

 
Alle anderen Aufwendungen, insbesondere für Schuldzinsen, Renten und dauernde 
Lasten, können nicht in Abzug gebracht werden. 
 

5.2 Kontrollrechnung für die Vermögenssteuer 
Die Vermögenssteuer muss mindestens gleich hoch angesetzt werden wie die Steu-
er vom gesamten Bruttobetrag 
 

• des in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögens; 
• der in der Schweiz gelegenen Fahrnis; 
• des in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermögens (vgl. Ziffer 5.1); 
• der in der Schweiz verwerteten immateriellen Rechte. 
 

6. Steuerberechnung 

Die Steuer wird zu dem Steuersatz berechnet, der sich für den massgebenden Auf-
wand und das dem Aufwand entsprechende Vermögen allein ergibt. 
 
Sozialabzüge werden nicht gewährt (vgl. Art. 2 der bundesrätlichen Verordnung vom 
20. Februar 2013 über die Besteuerung nach dem Aufwand bei der direkten Bundes-
steuer). Das steuerbare Einkommen entspricht somit dem massgebenden Aufwand 
und das steuerbare Vermögen entspricht dem Vermögen, das sich aus der Kapitali-
sierung des Aufwands ergibt (unter Vorbehalt der Kontrollrechnung). 
 
Bei der Festlegung der Steuer nach dem Aufwand gelangen die ordentlichen Steu-
ertarife und Steuerfüsse zur Anwendung (vgl. § 24 Abs. 5 StG). 
 

7. Verfahrensfragen 

Steuerpflichtige Personen, die Anspruch auf die Besteuerung nach dem Aufwand 
erheben, müssen beim Kantonalen Steueramt, Leitung Veranlagung, Tellistras-
se 67, 5001 Aarau, ein entsprechendes Gesuch stellen und die dafür vorgesehene 
besondere Steuererklärung mit Wertschriftenverzeichnis provisorisch ausfüllen und 
einreichen. Weiter haben sie den Nachweis zu erbringen, dass die erforderlichen  
Voraussetzungen erfüllt sind. 
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Das Kantonale Steueramt prüft das Gesuch, legt bei Genehmigung in einer schriftli-
chen Vereinbarung die Faktoren fest und erstattet der zuständigen Steuerkommissi-
on einen Bericht mit Antrag auf Genehmigung oder Ablehnung. 
 
Sind die Voraussetzungen nicht erfüllt oder wurden verlangte Unterlagen trotz Mah-
nung nicht eingereicht, ist die Besteuerung nach dem Aufwand abzulehnen. Der Ent-
scheid ist durch die Gesamtsteuerkommission der zuständigen Gemeinde zu fällen 
und der steuerpflichtigen Person zu eröffnen. Gegen eine abweisende Verfügung 
können die ordentlichen Rechtsmittel ergriffen werden. 
 
Bei einer abweichenden Beurteilung durch das Kantonale Steueramt und die Steuer-
kommission der zuständigen Gemeinde ist in jedem Fall eine Feststellungsverfügung 
zu erlassen. 
 
Bei übereinstimmender Genehmigung des Gesuchs erstellt das Gemeindesteueramt 
auf Grund der Vereinbarung eine provisorische Rechnung für die laufende Steuerpe-
riode. Nach Ablauf der Steuerperiode stellt das Kantonale Steueramt der steuer-
pflichtigen Person die Steuererklärung für die Besteuerung nach dem Aufwand zu-
sammen mit dem Wertschriftenverzeichnis zu und prüft diese nach Eingang. Gestützt 
darauf stellt das Kantonale Steueramt der zuständigen Steuerkommission einen An-
trag auf Veranlagung zu. 
 
Der steuerpflichtigen Person steht für jede Steuerperiode bis zur rechtskräftigen Ver-
anlagung das Recht zu, anstelle der Steuer nach dem Aufwand die ordentliche Ein-
kommens- und Vermögenssteuer auf der Basis einer vollständig ausgefüllten Steu-
ererklärung für natürliche Personen zu entrichten. 
 
Die zuständige Steuerbehörde hat sich vor jeder Veranlagung davon zu überzeugen, 
dass bei der steuerpflichtigen Person die Voraussetzungen für die Besteuerung nach 
dem Aufwand erfüllt sind und die erforderlichen Angaben und Nachweise vollständig 
erbracht wurden. 
 

8. Rückerstattung Verrechnungssteuer und ausländischer Quellensteuern 

Die Rückerstattung der Verrechnungssteuer nach den Bestimmungen der Vollzie-
hungsverordnung zum Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer vom 19. Dezem-
ber 1966 kann grundsätzlich beansprucht werden, sofern diese Einkünfte in der Kon-
trollrechnung gemäss Ziffer 5.1 berücksichtigt sind. 
 
Die Vorteile der von der Schweiz abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen, 
insbesondere die darin vorgesehenen Entlastungen von ausländischen Quellensteu-
ern, können grundsätzlich beansprucht werden, sofern diese Einkünfte in der Kon-
trollrechnung gemäss Ziffer 5.1 berücksichtigt sind und die Bestimmungen der betref-
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fenden Doppelbesteuerungsabkommen bei der Aufwandbesteuerung nicht verletzt 
werden. 
 
Im Verhältnis zu Frankreich ist zu berücksichtigen, dass gemäss Doppelbesteue-
rungsabkommen eine nach dem Aufwand besteuerte Person nicht als in der Schweiz 
ansässig gilt, wenn sie auf einer pauschalen Grundlage besteuert wird, die nach dem 
Mietwert der schweizerischen Wohnstätte bemessen wird (Art. 4 Abs. 6 Bst. b DBA 
CH-F). Besondere Voraussetzungen gelten unter den Abkommen mit den Staaten 
Belgien, Deutschland, Italien, Kanada, Norwegen, Österreich und USA (Ziffer 10 
hiernach). 
 

9. Pauschale Steueranrechnung 

Steuerpflichtige Personen, die nach dem Aufwand besteuert werden, haben keinen 
Anspruch auf die pauschale Anrechnung der nicht rückforderbaren ausländischen 
Sockelsteuer (Art. 4 Abs. 1 der Verordnung über die pauschale Steueranrechnung 
vom 22. August 1967 und 7. Dezember 1981). 
 
Eine Ausnahme besteht unter den Doppelbesteuerungsabkommen mit Belgien, 
Deutschland, Italien, Kanada, Norwegen, Österreich und USA. Nach Art. 4 Abs. 3 der 
Verordnung über die pauschale Steueranrechnung können natürliche Personen, die 
im Genuss einer Pauschalsteuer stehen, aber auf allen Einkünften aus diesen Ver-
tragsstaaten die vollen Steuern zum Satze des Gesamteinkommens entrichten, für 
die aus diesen Staaten stammenden Erträge die pauschale Steueranrechnung bean-
spruchen (Ziffer 10 hiernach). Die betreffenden Bruttoerträge einschliesslich der nicht 
rückforderbaren ausländischen Quellensteuern sind zu deklarieren. 
 

10. Modifizierte Besteuerung nach dem Aufwand bei Einkünften aus Belgi-
en, Deutschland, Italien, Kanada, Norwegen, Österreich und USA 

Eine in der Schweiz ansässige steuerpflichtige und nach dem Aufwand besteuerte 
Person kann in Bezug auf Einkünfte aus den vorgenannten Vertragsstaaten die Vor-
teile der von der Schweiz abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen, insbe-
sondere die darin vorgesehenen Entlastungen von ausländischen Quellensteuern 
grundsätzlich beanspruchen, wenn diese Einkünfte sowie sämtliche in der Schweiz 
steuerbaren Einkünfte aus den betreffenden Staaten den Kantons- und Gemeinde-
steuern sowie der direkten Bundessteuer unterliegen. Die Einkünfte aus ausländi-
schen Quellen in diesen Vertragsstaaten werden so behandelt, wie wenn sie in der 
Schweiz der ordentlichen Besteuerung unterstehen würden. 
 
Die Steuer wird auf den schweizerischen Einkünften sowie auf allen anderen Ein-
künften aus diesen Vertragsstaaten, soweit sie nach schweizerischem Recht steuer-
bar und nicht auf Grund der betreffenden Doppelbesteuerungsabkommen von den 



Gültig ab: 2001  MERKBLATT 
  Besteuerung nach dem Aufwand 
 
 

Datum: 17. Juni 2002  13 von 23 
Stand: 31. Januar 2016 

schweizerischen Steuern befreit sind, in die Kontrollrechnung gemäss Ziffer 5.1 ein-
bezogen. 
 
Die Steuer wird zum Satz des gesamten weltweiten Einkommens berechnet. Verzich-
tet die nach dem Aufwand besteuerte Person auf die ordnungsgemässe Angabe der 
Gesamtfaktoren, so wird die modifizierte Besteuerung nach dem Aufwand zum Ma-
ximalsatz vorgenommen. 
 

11. Indexierung 

Anders als bei der direkten Bundessteuer, bei der das mindest zu besteuernde Ein-
kommen der Teuerung angepasst wird (Art. 14 Abs. 6 DBG), sieht das kantonale 
Steuergesetz keine Anpassung vor. Vorgesehen ist im kantonalen Recht jedoch die 
jährliche Anpassung – u.a. der Tarife (§ 57 StG). 
 

12. Übergangsbestimmungen 

Art. 7 der Verordnung über die Besteuerung nach dem Aufwand bei der direkten 
Bundessteuer vom 20. Februar 2013 (Stand am 1. Januar 2016) regelt Folgendes: 
 
1 Für Personen, die am 1. Januar 2016 nach dem Aufwand besteuert werden, gilt bis 
zum Steuerjahr 2020 Artikel 1 der Verordnung vom 15. März 1993 über die Besteue-
rung nach dem Aufwand bei der direkten Bundessteuer.1 
 
2 Für Personen, die am 1. Januar 2016 nach der modifizierten Besteuerung nach 
dem Aufwand besteuert werden, ist Artikel 14 Absatz 5 DBG ab dem Steuerjahr 2016 
anwendbar. 
 
Im kantonalen Steuergesetz wird in § 267a StG der Übergangsbestimmungen fest-
gehalten, dass für natürliche Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der revi-
dierten Bestimmung gemäss § 24 StG nach dem Aufwand besteuert wurden, wäh-
rend fünf Jahren weiterhin das bisherige Recht gilt. Damit ist sichergestellt, dass die 
Übergangsfristen für die direkte Bundessteuer und die Kantons- und Gemeindesteu-
ern gleich lang sind. 
 

                                            
1 Art. 1 Bemessungsgrundlagen (= altes Recht) 

1 Die Steuer nach dem Aufwand wird nach den jährlichen, in der Bemessungsperiode entstandenen Lebens-
haltungskosten der Steuerpflichtigen und der von ihnen unterhaltenen, in der Schweiz lebenden Personen be-
rechnet. Sie beruht mindestens auf: 

a. dem Fünffachen des Mietzinses oder des Mietwertes der Wohnung im eigenen Haus für Steuerpflich-
tige, die einen eigenen Haushalt führen; 
b. dem Doppelten des Pensionspreises für Unterkunft und Verpflegung für die übrigen Steuerpflichti-
gen. 

2 Ergibt sich nach Artikel 14 Absatz 3 DBG ein höherer Steuerbetrag, so geht dieser vor. 
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Anhang I 
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Anhang III – Berechnungsbeispiel 
 
A. Sachverhalt 
A ist ausländische Staatsangehörige und möchte ihren Lebensabend im Kanton Aar-
gau verbringen, wo sie über nahe Angehörige verfügt. Sie ist seit einigen Jahren im 
Ruhestand. Mit dem Zuzug auf den 1. Januar 20XX in die Schweiz stellt sie das Ge-
such um Besteuerung nach dem Aufwand. In der eingereichten Steuererklärung 
werden folgende Angaben zu den Einkünften gemacht (Beträge auf Jahresbasis): 
 
- Miete der Wohnung am aargauischen Wohnsitz inkl. NK CHF 42'000 

- Dividenden aus Aktien der Firma Stulpe AG, Dänemark CHF 24'000 

- Zins aus Obligationen der Aargauer Kantonalbank CHF 30'000 

- Dividenden aus Aktien der Firma Schuh AG, Zug CHF 20'000 

- Mietzinseinnahmen (netto) aus Liegenschaft Davos, GR CHF 12'000 

- Lizenzeinnahmen aus Frankreich CHF 120'000 

- Lizenzeinnahmen aus der Schweiz CHF 100'000 

- Rente aus einem früheren Arbeitsverhältnis in der Schweiz CHF 36'000 
 
 
Die entsprechenden Vermögenswerte werden wie folgt ausgewiesen: 
 

- Verkehrswert Aktien Stulpe AG, Dänemark CHF 6'000'000 

- Steuerwert Obligationen Aargauer Kantonalbank CHF 1'000‘000 

- Steuerwert Aktien Firma Schuh AG, Zug CHF 1'000‘000 

- Steuerwert Liegenschaft Davos GR CHF 800'000 
 
 
B. Berechnung der Einkommenssteuer nach Aufwand 
Es wird davon ausgegangen, dass der effektive Lebensaufwand nicht höher ist als 
der minimal anrechenbare Lebensaufwand nach Ziffer 4.3.1 des Merkblatts. 
 

7facher Mietzinsaufwand (7 x CHF 42'000) 
Einkommen aufgrund der Mietzinsberechnung 

 
CHF 

 
294'000 

= Steuerbares Einkommen (Mindestgrösse) CHF 400'000 
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C. Berechnung der Vermögenssteuer nach Aufwand 
 

Massgebender Aufwand gemäss Ziffer B hiervon CHF 294'000 

   ./. Einkommen aus Rente CHF 36'000 

= Anrechenbares Einkommen CHF 258'000 
 

kapitalisiert (CHF 258'000 x 20) CHF 5'160'000 

= Steuerbares Vermögen (Mindestgrösse) CHF 8'000'000 
 
 
D. Kontrollrechnung für die Einkommenssteuer 
Für die Kontrollrechnung sind nach Ziffer 5.1 des Merkblatts folgende Einkünfte an-
zurechnen: 
 

- Einkommen aus Rente CHF 36'000 

- Zins aus Obligationen der Aargauer Kantonalbank CHF 30'000 

- Dividenden aus Aktien der Schuh AG, Zug CHF 20'000 

- Mietzinseinnahmen (netto) aus Liegenschaft Davos GR CHF 12'000 

- Lizenzeinnahmen aus der Schweiz CHF 100'000 
 

Total Einkünfte gemäss Kontrollrechnung 
(nach Abzug von allfälligen Gewinnungskosten) 

CHF 198'000 

 

Die anzurechnenden Einkünfte gemäss Kontrollrechnung sind tiefer als das Ein-
kommen nach Aufwand. Als Basis für die Berechnung der Einkommenssteuer gilt 
somit das Einkommen nach Aufwand (d.h. CHF 400'000). 
 
 
E. Kontrollrechnung für die Vermögenssteuer 
Für die Kontrollrechnung sind nach Ziffer 5.2 des Merkblatts folgende Vermögens-
werte anzurechnen: 
 

- Steuerwert der Obligationen Aargauer Kantonalbank CHF 1'000'000 

- Steuerwert der Aktien Firma Schuh AG, Zug CHF 1'000‘000 

- Steuerwert der Liegenschaft Davos, GR CHF 800'000 
 

Total Vermögenswerte gemäss Kontrollrechnung CHF 2'800'000 
 

Die anzurechnenden Vermögenswerte gemäss Kontrollrechnung sind tiefer als das 
Vermögen nach Aufwand. Als Basis für die Berechnung der Vermögenssteuer gilt 
somit das dem Aufwand entsprechend festgesetzte Vermögen (d.h. CHF 8'000'000). 
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